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biaikstnlgiiohen Gold» oder Frailaltsstinien für jeden 

Fall der Buuldseimeälnag uatbersugt, 

7) die Behmupinng mafusatollen und am verbreiten, der Am* 

krageteller sei In gens kervaerraugunden indes an Eustande- 

keumen das Ganstnes num Behutne due deutschen Bilutas 

und der deamtzchen Zuze ou 15. Eaptauber 7937 batelligt 

gsweBEn, 

2) don Antragsteller za verdäshtigen umd den Vardascht m 

verbreiten, or inbs on Berlin aus die Douiliung des 

Boten Kroussa, 10 000 Jüdische Frauen und Kinder aus 

Grischenland zu zritien um mach Inrsel zu bringen, 

in die nich Dr. WÜR sinessereitot made und weiume die 
Borsitwilligkeit Blalsunne nur EUnterntützung gefunden 

hätten, mu miaıte gesucht. 

LI. Die Aniragegsgaar werden als Gesantsohuläner verurteilt, 

älea Kosten des Roehtsstreits za tragen. 

Tatbestand 
  

Der Antragsteller ist als Staatssekretär des Bundeskanzlereates 

tätig. Während des sogenannten Dritten Reiches gehörte er dem 

Beichs- und Preussischen Ministerium des Innern (RWEI) an, und zer 

sanlahst alo Rogierungsrat, seit Dezenber 1933 als Oberregiarungs- 

rat und sehlisdlich ab Juli 1938 als Kinisterialrst. Er war der 

Abteilung I des MEI zugeteilt und arbeitete in verschiedenen Bach» 

gebieten als Referent oder Korreferent kis zum Zusammenbruch 19%. 

In jener Abteilung wurden auch die mit der Rusnagesetzgebung und 

Bassepolitäk zusammenhängenden Fragen erledigt. 

Der Antregsgogner zu 2) kat unter dem Titalı "Dr. EU ci 

Aktenauszüge, Dokumsate" eins Broselmere herausgegeben, die von 

der Anbrogsgegnerin za 1) seit Mitte Beptenber 1961 verlegt wird. 
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Bruskeroi- uni Auflagesiffur sind nisht miigetailt. Die Brmsahnere 

wird in simer Tnihe von Taanar Zuskbenälinngen unm Kauf angeboten, 

In dar Brussiuure verBflfsatlieit der Antregagsgnar zu 2) Raprodais- 

kionaa von Urkunden aus den okomaligsn Ruäl, dis dis dummligs Bas- 

senapolitik betreffen, und solche aus dam Porsonaiskten dan Antrag» 

stellers. Er zitiort Gosstnes- und Varordzungstexie, zibt Prosso- 

berichte und Interviews mit dem Antzugntaller wieder und nimamt zu 

den Dokumenten An verbindenden Zwischenhbenarkungen parsöalich Atale- 

t 

Zi » 

Der. Antregsgegner zu 2) setzt zainer Irnschzere aim Zitat von Thas- 

dor Heuss vorauss 

“ .„.„. daß os un des gemeinen Wohles Willen notwendig ist, dal 
bestimmte Typen, die gestern im Dienst des Hasses standen, 
heauts selwelgen missen. 

In seinen Vorwort für er u.a. ausı 

" Für das heutige Deutschland gibt es mur eine momlischs Be=- 
reohtigung, den Widerstand gegen Hitler und die Ablehnung 
seiner Handlanger, Drahbtzieher, Morähelfer und ihren Methoden. 
Belangs noch Verbrechen und Relikte das Eß-KNachtstaates unbe» 
Be ta Osgenwart bleibsa, fehlt diesen Staat ssine moreli- 
& gs. 

Gemeinsamkeit mit den Gespenstern von gestern besintrichtigt 
eins demekretische Entwicklung, selbst wenn disse Geamainsan- 
keit mar darin bestünde, seit langem bekannta oder nseh za 
erutrendo Verbrechen nicht zu klären oder die Muräkalfer bes» 
ser zu behandeln, als die Überlebenden UÜpfer. 

Hiermit fertiz zu werden, ist eins rein deutsches Ange { 
Kainer nimut uns diese fer licht ab. Auch wean es jemand 
wollte, dürfen wir uns ni damit erstanden erklären; 
ebensowenig aber damit, daß das Problem "ausstirbi". Bolchs 
Haltung würde eine neues "Delshstoß-Legende” schaffen, wäre 
die Rechtfertigung für jeden noeh einmal Davan-Gekommensa. 
Es sind viele ehamals Prominente wieder Stantsdieast 
eingestellt worden. Staatssekretär Dr. an bazon- 
ders zeatreler Stelle und wird daher häufig stellvertretend 
für alle anderen angegriffen ..... 
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as kat Nerr Dr. EEE!» vritten Asich getan ? 
Es gibt erden rer. dia Aurtiber Auskunft geben 

| können. aiges Int in deutscher Hand, vielse mosı in 
dsu Binden der Hlegermächto, die bisher keinen Klahlisk 
gestatten, 1a ersoheiat mir wichtig, dautsahersaitz nit 
Reaehdruak zu fordern, dab zäntlickhs ärchivo geöffmt war 
Ablie 

Die Offontlichksit im freisn Tail Ds 
Aurocht darauf mı srflahren, was Dr. in Dritten 
Bolch getan und unterlass t. Sie sin Aacht auf 
ihr algensa Urtail. Dr. 9 ist kein Kinzelfall. * 

ads Int ein     
   

Auf den Baiten 833 TE der Broschiira untersucht dar Antregugsgner 

wa 2) dia Beteiligung des Antragstellers en don sog. Rärnberger 

Gomstzen des Jehzsa 7935. Unter der ainleitendsn !lbarsehriftı 

“ Damals dis bsste Eupfehlung „.. und Beute 7 * veröffentlicht 

er die Fotokopie elner Abschrift »inss Schreibens des RMAI Frick 

vom 25, 4. 1938 an den Stellvertreter des Führers. Er enthält de 

Vorschlag zu der Beförderung dreier üÜberregierungsräüte seinss 

Ministeriuss zu Ministerialräten. Zu den Vorgeschlagenen gebärte 

auch der Antragsteller. Seine Beförderung wurde zit folgender 

Begründung empfohlen: 

“= ),) Oberregierungsrat Dr. OEM seuärt unrweifelnaft 
zu den befäbigsatsn und Tüchtigsten Beanten meines 
Ministeriums. In ganz hervorragenden WsBe ist er an den 
Zustandekommen der machstehand zensnonten Gesatzse be- 
teilligt gewesen: 

a) des Gesetzes zum Behutz des Deutschen Blutss umd 
- Seele je Ehre vom 15. Eeptsaber 1735 (ROBl. 

“ ’ 

b) des Gesetzes zum Salutze der Erbgesunähsit 
deutschen Volkes (Ehsgesundhaitsgesstz) von 18. Gi 

e) des Personanstandgesatzes vom 3. November 1937 
(RaB1. I 8. 1146),   
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4) das Ossetwsos zur inderungen von Fenillennauea usi Var» 
namen von 5. Jamuse 1938 (RoBl. LS. 9 

kutardeon verdisch selna Mitarbeit bei der WVisdorvarsinigum 
Usterrelohs mit dem deutschen Rsich anerkennend kervorg*- 
heban zu warden. 

Dr. G ist bishar wegen seiner Irlihsren langjährigen 
Zugehöär sit zur Zentrumspartei nlcht zur Beförderung zum 
Miuistsrlalrat vorgesehlagen worden. Bei seiner seit der 
Nashtergreifung durch die NSDAP bewiesen Loyalität und ste=- 
tan Eineatzbereitschaft kalte ich as aber [für äringend ar- 
forderlich, ihn nunmehr durch dia Beförderung zum Hinists- 
ziolyat eins Anerkennung für seine ganz vorzüglishen Lei- 
tungen zuteil werden zu lasnan. * 

Im Anschluß an diene Angründung des Beförderungsvorschlagss nater- 

sucht der Ääntregsgegner zu 2) den Inhalt der Gesetze, an densn der 

Antragsteller mitgearbeitet haben soll, er zaltiert Besprechungen 

des "Stürmer", geht auf den vom Antragsteller und salnem Vorge- 

satrten, Staatssekretär Dr. ER varfaßten Kommentar zu den 

Rassegesetzen ein, bringt die zu den Gesetzen ergangenen Verord- 

nungen u.8.0, „ Dazwischen nimsst er verschiedentlieh selbst Stal- 

lung, so insbesondere auf Beitea 1251 

" In hervorragondäsn Maße an der Ausarbeitung der Fürn- 
bearger und eandsrer grouälegender Ni-Gezetze und ihrer 
Lurehführungsverordnungea beteiligt. Trotzden ber Ja» 
re hinweg der wichtigste Beaunte eines anderen Deutsch 
a ndös. Und dennoch ein lauteter Charakter! Das Verbre- 
cherische diaser Zeit und Ihrer legislativen Grundlagen 
muß er doeh erkannt haben. Dder etwa nicht? Rs scheint 
beineha 20. " 

Auf den Saiten 258 If. berichtet der Antkragsgegner zu 2) unter der 

Ubawehriftı " Mori ... Eichmenn ... ol .-." über Vorwerts 

des bekannten Dr. IS der ab Oktober 192 Leiter der Abteilung 

Verwaltung bein Militärbefsehlshaber Salorki-igäis war. Diese Tor- 

wirfe richten sich gegen den Antragsteller. Silo bessgen, er habe 
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953 Peslikungen des Internationalen Boten Krsusss, 10000 judischn 

Frauan und Kinder aus Grinchsnland zu retten und nach Iarsel zu 

keingen, Beamilkangsn, denen saibet Kichmeann bereits zugestimnt Kabe, 

varaitelt. ber Antragsgegner zu 2) satanlamt diene Forsirfe aus 

Ansı im Berbst 190 veröffontliersen Fachricht des "Hanburger Ehe" 

und kringt ansohllieacad dis Bogendarstallung das persönlichen Rafe- 

unten des äntragstelilers iu "Spiegel" (43/1960). Kach einer oigenes 

Zuinaleuiwmnriung lädt dar Antragsgegasz zu 2) ulne Fressenstiz 

vom DB. 2, 1961 folgen, wonzah Elchmenn, nach den Vorgängen 19% 

in Orischunland bafregt, Ale Auspnge vorweigert habs. Dana Zelgt 

eine weiters FPrassanotiz, mentch der Genernistaatsanwealt In Frank» 

furt das Ermittlungsvaerfahren gegen den Autregstsller an den Ober- 

staatzanwalt in Bonn abgegeben habs. Anschließend bringt der Antrags 

geogner zu 2) inzwischen wiederholte Vorwürfe des Dr. IR zi- 

tiert die Stellungnehme des Antragstellers hierzu aus einen Pres- 

seinterviww und schließt disses Kapitel mit dam Satzı "Zu guter 

latzt las man in der Tagespresse, dis Btaatsemwaltscheft Bonn habe 

das Verfahren gegen Dr. RX eingestellt." 

Tatsächlich sind dis genannten Vorgänge in Grischenland Gegenstand 

eines Ernittlungsverfahrens - 8 Js 78/61 StA Bonn = gegen den 

Antragsteller gewesen, daß mit Verfügung vom 23. 5. 1961 singe» 

stellt worden ist. Darin heißt es zu den hier interessierenden 

Vorgängen in der Zusammenfassung ı 

    " Aus den ben Dr. VE erz» Tore ltspunkte 
für den V eht, Staatssekretär Dr. habe gegen 
Ende März 19%} durch Fürderung der Deportation im Ver- 
nichtungslager Beihilfe zur Ermordung von Jwien ge- 
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Isintat, An don or bail weinen Yelsdongosgre al TEFARTE 
dansun Binrverständnis mit dam Ihe vo ar naar 
breitaten Plan zur Aussisdlung von 29.0 judisemer ı Freue 
and Kieiurn aus Balonikl maah Falästias entgeguagetru tan 
»si. Dieser Veräscht ist Qursh die Srzittluugsa nicht ba- 
atätigt worden. Feat steht mur, daS Ir. nit Dr. HB 

im Miru 79%%3 Uber susinen Plan zur Auszledl ji 
dinchar Frausa und Kinder aus Seloniki nach Pallatina ver- 
handelt und ein die Aunsfiadlu betreffenödss elsgreme 
Dr. I über Berlin sn $ ee ne ta 
Sreur In Ben! wnltergelaitet het ia ‘2 das Ver- 
»ars%n). Alie übrigen Angaben Dr. ru Mir “wer Ange- 
ie “nhelt sind sach er Ergekals der Irmitilragen eat- 

mer widerlogi oder Eußo ummmhrmeieialich, Jam- 
besondere Spreoshan se die DBahnuptung Hr. er 
293 Mitte Janmnp 1%3 mit Elchma in bal EN AL EBEN 
sarmffar, dio Zeingreume Dr. on das Auswir 
„er To 13, ur 15, > 73 (Bl. »'y &eo8 Verserks ) 

die wait den Ialalt a. war Tulegrasıs Übereiastinnende An- 
2b Eleiwanne (Bl. 39, 52 Asa Toermarks), daß er alemals 
in Saloniki gswasen Loi. Dur Behauptung Dr. — 
er sei Ends bürz 15h) manch Berlin geflogen und habe Bileh- 
mann bei seiner peruiullcehsn Untsrredung, in der er diesen 
auf dessen Erf on bei dem Aufenthalt in Saloniki habe 
hinweisen köanen, dazu versaleßt, der Aussiedl von 
20.000 Judischen Frausa und Kindern aus Saloni na 
Palästina zuzustimmen, stehen die Aussagen dea Zeugen 
Dr. CU (Bi. »2 - 43 des Vermerks) entgegen. 

      

    

    

      

    

Die für dans voriiigende Verfahren wesentliche Behauptung 
Dr. ;„ Eichmana habe bei der Unterred ein Tale- 
fongespräehb mit Dr. geführt und sei auf dessena 
Widerstand zeren eins Aussiedlung gestoßen, ist darüber 
hinaus noeh aus Srerren Orlinden uazlau - De. 
zat Uber seinu Wahrnaksmung bestiglich “ss Telefonges 
wechselnde Angaben zemaceht (Bl. 23-20 des Te 
Parner hat Eichsansn ‚erklärt, e er habe mit Dr. 
dem jemals geosproshan zu ak er sich nieht er 
zen in einer salahen Aue losdelair- wie sie Dr. 
ehildere, ein BE sicaharlich nicht ß 
r wirde sieh zu dem bei Zusifelsn nicht an einen eren 
ton don Baichsinneaninisteriuns, mit donzen Abtailnage- 
leitern uni Sachbearbesitern ar nlnml» zsumasasagearbaitert 
habe, sondarn allenfalls an aninen Vorgess .nion In Belche- 
sicharbaitshauptat gewandt kaben(ül. J. Zus Vormarks). 

      

   
    

  

     

  

mit 

  

/ 

% 

Kopie aus dem Bundesarchiv



g—— — m— = —— 

sAsan ztrafhber-n Tarhaltaas Dr. DU alehkt zuostiutzt wardan.” 

Kagen dor Kiuzelbsiien der Ausführungan das Antragsgegners mu 2) 

in der Braschüire wird auf Beiterß3 - 128 und 258 »- 2459 der Brarcskäre 

dio Gegenstand der wlindlichen Verhandlung waren, Bezug geuemmen. 

Der Austrarıhallar beisuptet, die Angabe in dem Befürderungsvor- 

schlag dos AMAI Frick vom 25. 4. 1938, er sei "in ganz hervoerrezgen- 

dom Kade an deu Zustzadekomman des Gesetzes zum Behutze des Dauti- 

schen Mlutaa und der Deutschen Ihre" beteiligt gewesen, sel falsch. 

Die sog. Birnderger Gesstzs salen ausschließlich suf dem Heichspar- 

teiteg in Hiraberz; 1935 geplant, entworfen und verfaßt worden, er 

selbst sei hieran in keiner Weise beteiligt gewasen, er sei damla 

in Fürnberg Überhaupt nicht anwesend gewssen. Von diesen Gesetzen 

habs er vielmehr erst nach ihrer Beschließung durch den Reichstag 

unilVerkimdung auf dem Parteitag in Kürnberg durch Presse und Rund» 

funk Kenntnis erhalten. Der Antragsteller trägt ferner vor, die 

Vorwürfe dan Dr nnichtlich der Vorgänge 1%3 in Grischen- 

land tröfan nicht zu. 

Zur Glaubbaftmackung seiner Beimuptiungen bat der Antragsteller - u.& 

die folgenden Urkunden vorgelegt, auf deren Inhalt Bezug genoumen 

wird. 

| 1. die eidesstattlichen Versid erungsa 

a) das Antregstellers vom 9. 10. 1%1, 

b) des Ministerinldirsgenten a.D. Dr. MÜM +cn 20. 8. 1961, 

e) des Ministerialdirigenten 4.D. Dr. ME voa 7. 10. 1961, 

4) des Herrn SH von 9. 10. 1961, 

@) des Oberverweltungsgeriehtsretes a.D. Dr. EEE vo= 

12. 10. 1961, | 

2 . be : or jr TER, Fe, B3- i . ‚ 
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2) Dosumsnat 3 1 i dar Hatlonsl Archives of the Unlts« 

States (Sog. Lüsensr Burient). 

Der äntragsteller beantragt, 

den Antragsgegnsrunter Androhung der höchstmöglichen Geld- 

oder Ersatzhaftastenfen aufzugsben, zu unterlassen, die Bo- 

kanptungen zu vorkraliien, Ä 

1.) Dr. OH ser in ganz hervorragenden !ede am Zustande- 

kommen des Gesetzen zum Dehutse des deutschen Blutes und 

| der Deutsches Ehre von 15. September 1935 beteiligt ge- 

vosen, 

2.) Dr. Rx habe von Berlin aus die Berühungen des Boten 

Kreuzes, 10000 judische Frauen und Kinder aus Griechsa- 

| land zu retten und nach Israel zu bringen, in die sich 

Dr. X eingeschtaket habe und welche die Bersitwilllz- 

keit Eiehmanns zur Unterstützung gefunden hätten, zunicht: 

kenacht. 

Die Antregsgegner beantregen, 

den Antrag auf Erlaß winer Einstweillgen Verfügung 

vom 11. 10. 1961 zurlickzuweisen. 

Se sind der Ansicht, der Antreg zu 1) sel unzulässig, da er 

zu wenig konkretisiert zei. Denn der Antragsteller habe nichts 

dargetan, imlehe in der Broschlire aufgestellte Bahmuptung er 

beansiande > dia in den Dokumsnten enthaltene oder eins olgena   
des Autregsgegners u 2).   

I 
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Eur Ankmg zu 1) ui zufien unbezriünieti, da dis Antiragsgerme cine 

derartige Mekaupiung gar nlecht aufgsstellt uf vorhraiio! Mita. 

Der Antragsgegusr zu 2) aba lediglich ein Doiemwnt verüffentliens 

öas die bennstandste Aussage enthalte, und oniipfo Idersı sur Fra- 

gen eohter Ungswiährit. Dana Inhalt dass Doknnentiss Kitten sie sic 

nicht zu eilgsa gamtaht. 

Die Aniragsgegsar nisiana auf dem Biandipunkt, die im Antrag zu 1) 

bernztamdote Dobnuptung atslla keinen ruchtseriublichen Angriff 

auf die Ehre Aero Autregstellers dar. Da nänlich feststehs, daß 

oe Antragsteller mdnahend auf den Sobiste des Ausserschts genr- 

beitet habe, und da die Nitwirkung am Zustandekommen des Blatschme. 

gesetzas mir eine der möglichen Arten der Beschiftizgung nit dem 

Basserscht darstelle, könne mit der fraglichen Beisuptung die 

Ehre des Antragstellers nicht aehr gekränkt werden als 

nit der umfassenderen und im wessatlichen wahren Behauptung, er 

»ei an dar Entstelung anderer natlional-sozlalistiseher Gesetze 

oder an dar Kommentierung des Blutsclutzgesetzes beteiligt gew- 

sen. | 

Schließlich sind die Antragsgeguar der Meimung, slo könnten nich 

jedenfalls auf die Rechtfertigung des S$ 193 5103 berufen, ds ala 

in Wahrnehmung bersshtigter Interessen gehandelt käittsa. Die Auf- 

Klärung der breiten Öffentlichkeit Uber die Grschehalsse unter deu 

Hitlerregins liege geradezu in Uffentiichen Intorsass. Diese Un- 

terrichtung abe notwendig var Folge, das man alah mit Ferasnan 

Safasse, die - und sei es mur geringfügig - an ur Verwirklichung 
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dar verbrecharischen Idsen altgenrbalteti hätten. Dabsl komme ai 

nicht darauf an, ab Alien» Farsonan zolais Verbrachen buwait und 

zus eigener Überzourung gefärdert und sie ebguloknt umi dere Share 

Mitarbeit sogar gate Zuacke verfolgt hätten, Anlai für Ale Unter- 

richtung dar Uffenrlicholt nei die Tatsache, Laä zolaehe Personen 

samnlz wie heate an versatwerilishar Stalls siinden; sie ailätem 

samit rochnsa, der grellutena Darshlenehtung ausgesetzt zu soln. 

kueh buzüglieh des Antrarss zu 2)uind die A-irag.gegner der kuf- 

tassung, sie hätten 1nifglieh die Tarvürts des Dr. Merten wieder- 

gegeben und keine glaichlautunde eigene Behauptung aufgestslilt wnd 

verbreitet. 

Die Wiedergabe jener Vorwürfe sei außerdem nicht reehtawiäriz, 

da auch sie in Wahrnehmung berechtigter Interessen erfolgt sel. 

Dem stehe nicht entgegen, daß sich die [ragliche Aussage des 

Dr. MEN 12 unkaltbar erwiesen habe. Denn die Öffentlichkeit 

babe maeh wie vor ein Recht, Uber die Vorgänge unterriehtst zu 

werden; des gehöre zu einer umfassenden Darstellung der politischer 

Vergangenheit des Antragstellers. 

In übrigen tregen die Antregsperner vor, sia zeien cas Gründen 

einer letztmögiichen Objektivität bereit, in der nächsten Auflage 

folgenden Zmatz zu bringen: 

" Die Btastsamm SU ae SELL EOS NESF EDS Rene 
23. 5. 1961 » DB Ja 78/61 - das ZerZäheenietgen . => 
wegen das Vorwarfeas ein, ar sei an den usfalguagen 
in #riechenland gewssen. Dia eingshenden Er» 
wittlungen, die ihren in einer 7f"seltigen 
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tinsiellamn;Tverlüzgung fandan, ergaben die Varlaskl 
dar über De. U: ::;»*: il VOR Sb AUT, pt: san E u 

be yon AZuriia Bus Zle Dawihangen Ges Boten KÄrum2ss, 
IU.0C0 jüdinehuw Frausn und Kiode ip u Griechenland za Fat“ 
ten und nach Iarwel : ; bringen, in dia sleh Dr, I ls    
gosalaltiet habe, uni wulebe die Zarsiielilligzel: Heminazs 
zur Uaterstützung getumien hätten, zunlebise geuseht," 

Wegen der Eiuzelbasiten des gegsansitlgen Voruringens wird auf 

“en wrgetiregensn Inhalt der zwischen den Partslen gewscheslten 

Sehriftaätze und dar dazu vorgalsgten Unterlagen ergänsend Bezug 

BKERTIEEREN - 

BEoaotschaldıe 88 gerundöde 
rn ae E03   

  

  

Dear Antreg auf Erlz2i üu> Finstweillgsa Verfügung ist gemäß 

$ 960 ZPO begründet. 
Der Anutrsgstaller kann vun dena Antragsgegnern die Unterlassuag 

dar im Urtsilstenor aufgsacemensen Behauptung und Verdächtigung 

und deren Verbreitung fordern, da diese intaltlich Eierverletzungs 

darstallen, deren Unriehtigksit der Antragsteller glaubhsft gs>- 

macht hat. DieserAnspruch ist gerscahtfertigt gemäß $ &23 Abs. 1 

BOB in Verb. mit Art. 1 und 2 Grundgesetz, 3 8023 Abs. 2 208 in 

Verb. mit $ 166 StGB. Der den Osgunstand dar Anträge bildende 

Unterlussungsanspruch int aus der autsprechsaden Anwendung der 

55 12, 862, 10ChESD berzulsiten. Bei dem Antragsgegner zu 1) 

tritt noch $ 31 BGB hizzu. 

Ziosiabtlich dan Antreens zu 1) steht die Kummer auf den Brand- 

pankt, &a3 die Antragsgegner din besnstendete, im Antrag aufge- 

fünete Behauptung in der Broschüre aufgestellt und mittels des 

Buches verbreitet haben. Das ergibt sich aus der Annalyse der 

einzelnen Berichte, Wio6ergaben, Zitate und Stellungnahmen, dio 

N ed 
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dar Broschüre bringt, ferner aus der Nowertung, ihres Zusammsaiangs 

und ihrer Tendanzı Dinne Bewertung läSi erkennen, daB in dem frag 

liohsn Kapitel der Broschlirs für den Unbefangenen, durchschaltt» 

lichen Laser der Broschüre, der zit der Kateris nieht vertraut 

ist, die Tetsachenbshauptung aufgestallt wird, der Antragsteller 

sai in ganz hervorregsnden kaufe an Zustandekommen nuch des Benei- 

ze» zun Eolmutze dan Dautschen Blutes und der Deutschen Ehros, üss 

euf dem Reichspartnitag am 15. 9. 1935 beschlossen worden ist, 

beisillgt gewesen. Der Antragsgegner zu 2) zeinsrmite spricht 

zwar is Zaschind an dan Taxtı des Baftrdarungsrorschlagss atatz 

aur von "Ausnrbeitung der Nirnherger Guuntze* ats. (Seile 89, 121 

125), ohne koniret und ausdrüekiich dadärch zum Ausdruck zu hria- 

gen, was er darunter versteht. Aber seine Bumunchauugau Untersuckun- 

gen auf Seite 83 ff, die an dem vom Antragsteller beanstandeien 

Passus des Friek-Schreibens anknüpfen, zielen gerade auf die Bsaut 

wortung der Frage ab, ob der Antregsgügller am Zustandekommen 

des z0g. Blutschutzgesetzes beteiligt gewesan ist. Er wirft nän- 

lich auf Seite 55 in der Überschrift unmißverstänilich die Frage 

auf: "Welche Gesetze Soll Dr. GÜMEM mit varfast neben? " Das ist 

in dem gewählten Zusammenhang klar die Frage nach der Autoren- 

schaft oder Mitautorenschaft dsa Antragstellers an den im Frisk- 

schreiben zitierten Gesetzen, also auch dem Blutschutzgesetz. 

Dahin zielen auch eindeutig die Untersuchungen des Anutragsgegnusre 

sun 2), dio er unter dieser Überschrift folgen Iafdı Zunächst gibs 

er «ine knappe Infahaltsangste dar zitierten Gesetze und refleris 
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schurfmacherische Perölen des "I3tlürmrn", dle abar natliirlich koims 

Deantwortung dar aufgeworfenen Fragen - und mar um sie zoli em ja 

asch der Üburschrift das Kupitels und dem Titri der uroschlire zer in 

vietan können. Diesen Abschnitt der Untersuchung schlleät der Aunirs, 

gerner u 2) mit der eizanen Stellungnahme (üeite 89) ab; "... im 

Sinne konnte oz also ksin größeres Lob gaben, als die Behauptung, 

jerand sai in genr harverragendan Made un der Ausarbeitung der Mir 

hergar Gasetxa batsiligt. Heuts ist aa ungekahrt, oder sollte es 

wuohgsrensn zain, und dushalb dis Frareı Wer ist denn nun der Verias- 

ser dar Müirnbarger Gesaatze? * Hier wiso spricht der Anbrägsgegnear m 

2) von der "Aussrbsiltung" der Qesstzs. Aber die anschlisdends »elbat 

aufgeworfene Frage, "Wer ist der Verfasser?", die im Einklang zu 

der Überschrift ("mitverfaßt ..." auf Seite 85) steht, interpratiert 

das Wort "Ausarbeitung” im Sinne der Autorenschaft, also im Binne 

des "Zustandekommeans". 

Diese Interpretation wird ferner gestützt durch dis eigene ätellung- 

nahme des Antragsgegnsr auf Seite 92: " 50 braucht man wohl alcht 

daran zu zweifeln, daß Hess auch dann gennu darüber informiert war, 

wen die Gesetze zum Verfasser hatten”, und auf Seite 121: " „.. damm 

gewinnt Fricks Brief (in dem vom "Zustandekommen" dis Rede Ist) 

sehr viol mehr Glaubwürdigkeit." 

Daß der Äntragsgegner zu 2) "Ausarbeitung" aber auch als *"Zustonda- 

kommen" verstanden wissen will, ergibt sich zus seinem betenten Hin» 

weils auf die Besprechungen des Kommentars ES EX La 

nichtamtlichen Teil des Ministerialblattes des AMdI, in der "Deut- 

schen Verwaltung",in der "Deutschen Justiz" und in den "Kriminslisti 

schen Momatsheften". (Seite 93 bis 98) Denn in diesen Besprechungen 

Kopie aus dem Bundesarchiv



Pan 

  

  

‚> 

werden E —— Ger Antragsteller als an Sar"ächeifung” baw. 

an Zuztandskorman" der Gosstze maßgeblich beteiligt ungesprosien. 

Abrsuchwächt wird die orörtarte Bagriffisbestinsung iediglich auf 

Baite 121, wo der Antragsgagner zu 2) ausführt: * „.. und vielleicht 

sprech Frick nieht von dena arsten Entwurf der (desstze, sondern 

von den Durchführungsverormdmungsen «... ". Abar Alone Absolaiichung 

int durah dan Zusatz " viaollaelieht " ohnshia nur eins begrenzte 

und iäbt damit die Botslliyangg aus h um Dessizesentwurf 

gerade offan. Dien wird nweh betont dadurch, daß der Antregrgegner 

su 2) wenige Zeilsn weiter, sin» - in sich allerdings nicht sehlls- 

sige - Beweisführung wur Frage versucht, ob der Antragsteliar ala 

Kitverfasser der betreffenden Gesetze anzusehen isatı " ... Mark- 

würdig, daß Frick das dritte der Hürnberger Gesstze nicht erwähnt», 
Kun» 

das Ikirgergesstz. Aber auch der bests Deweis dafür, daß Dr. >» 

  

an der Ausarbeitung dieses Gesetzes nicht beteiligt war. Denn sonst 

hätte das Gesetz in der Aufzählung nicht gefehlt". Damit will der 

Antragsgegner zu 2) offensichtlich deeh schkäßfolgern, daß die Wag- 

lassung dieses Gesetzes dafür spräche, daß der Antragsteller sa 

ihm im Sinne der Schaffung, des Entwurfs, also des Zustandekcmmens 

nicht mitgearbeitet hätte, mithin an den N sitzen oinschließ- 

lich dem Blutschutzgesatz, beteiligt war. 

Demnach decken sich inaowelt Ale Formulierung des Antregs und 

kussage der Brosehlire. Wenn die Antragsgezner jetzt vortragen las» 

son, 50 hätten sie die Ausführung jer Broschüre nicht ver- 

standen haben wollen, so hätte die Broschüre textiich eben klarer 
R 5 
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geiaßt werden küssen. 

.iess ishauptung, dle den begenstane dee Autragss zu 1) aus“ 

wacht, steilt Ger Autragsgezner zu .; aber such als algene auf. 

Zur trig: er vor, bei seiseor Ablaallınz handele ıx sich nur 

um dis Abwagung eines objektiven Fir und Wider, sr lanse dem Le- 

sar der äroschlire vollen Sp-lelraum rur eigenen Beurteilung. Des 

trifft aber nieht zu. Es ist richtig, daß ar such Contreindizien 

bringt: Die Meinung des Nürnberger !Huuptanklägers Dr. Kampner 

aus dum Jehre 1961 (Seite 59), die Aniwart des Antragsiellara 

an elnın Berichterstatter der Wechenzeitung"die Zeit" (Seiia 39), 

den sog. N - Sericnt im Ausschnitt, eine Außerung des Nacht» 

anwaltes Dr. oPX zur Verwertbarkeit des Kommentars (Seite 91) u.& 

Aber die ganze Anlage der Untersuchung durch dem AÄntragsgegner 

zu 2) zeigt, daß er nicht nur Material zur sigensn Beurteilung 

durch den Laser bringen, sondern die Aufgezeigten Contraindizien 

widerlegen will. So fügt er z.B. die Meinung Dr. Kemupners und 

der Interwiewantwort des Antragstellers einen Bericht der "Heuon 

Bildpost" (Seite %) an, in der dem Antragsgeller bescheinigt 

wird - allerdings in einer erkenntar an-ekäotischen Art =» „ er 

sei bei dem Entwurf und der Beschlußfassung der Hürnberger 6e- 

setze nicht anweunsenä gewesen. Er wertst diesen Bericht aber 

mit den Worten: " Das ist entweder von jemand geschrieben, der 

dabei war, oder gut erfunden. Und nach Auskinften war der Verfas- 

ser des Berichtes, ein angeblicher RÜ v- A, Aamais nieht 

mit im Reichsinnenministerium. ", so daß die vorweg berichteten 

/ 
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contralindizieiien Tatsachen zrwangsläufir ai % in den Yar- 

dacht der Unglaubwuürdigkeait gelangen. 

Deutlieh wird dles»a !baicht zu widerliegnı besöonders bei der Wieder 

gabe üez zog. Wu: »>: Diesen unterhricht er an der ätel: 

ia, ai susgelührt wird, REN und einige weitere Besnte hätten 

al® Gasatzusentwirfe in Nürnbarg formuliert, nit der glrenen 

Zwisshenbemerkung: "Weder wird Dr. ui: auıwezend erwähnt, 

noch seine Abwesanheit keiout. Den unbelangenan „aser wird daddreh 

zwangsläufig der Eindruck sdar dis Nöglichkeit vermittelt, der An- 

tragsteller hatte also in Nürnberg bei den Entwurf der Gesstra 

doch anwesend sein können, der RE er ic: sei also für das 

Gegenteil nicht beweiskräftig. Auf der folgenden &eite wird dazu 

aoch frageni hervorgehöben, wen mehr zu gleuben s#1, Frick da- 

mals oder alten Beamten des RMdl - dazu zählte RES - haute, 

und es wird hierzu auf die negative Bewiiswircirgrung einer Zivil- 

kammer des Landgerichts in Wlesbaden verwiesen. 

Wird hierdurch schon der Informtionswert 00 EEE 005 

stark in Frage gestellt, ro ist besonders von Bedwutung, daß der 

Antregsgegner ru 2) den Bericht inhaltlich außerordentlich ver- 

kürzt bringt. Aus dem vollständigen Bericht geht nämlich eisn- 

Geutig hervor, daß der Antregzteller auf dem Helchspartsitag 1935 

in Rürnberg, wo die sog. Kürnberger Gesetze - Relchsläirgergesetz 

und Blutschutzgesetz - kurzfristig und überraschend entworfea 

und beschlossen warden, nicht anwesend war. An (loser Stelle uater 

läßt der Antragsgegner zu 2) eine Inforaation, üle er bei der van 

ihm aufgeworfenen Fragestellung, dem angeblichen Ziel 2eimer Inte‘ 
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suchungen und dem Gewicht Jder agglichen Schlußfolgsrung für dsn 

Antragsteller gotwendis vallanändig hätte bringen missen. Aus dem 

wuellenzitet auf Seita WÜ arzgiat alich, dal sr dea Bu 

vollständig kannte. Kr mußte auch den ncch ausflhrlieneren Bericht 

„Öasneres aus dem Jahre 195. an das Iustitut für Zeitigssehiehta, 

abgedruckt in den Vierteljahresheflten für zaltgaschiente, 9. Jahr- 

gang, 3. Hsft, keunsa. In-dem der Antragszegaer zu 2) hier ant- 

scheldende Tatsachen wegiäßt, mitkin erkennbar einseitig berichtet, 

wirä deutlich, daß »r auf dla Wideriagung der für den Äntregsisiler 

sprechenden Indizien avı$eli. 5a wird dadurch weiter deutlich, daß 

er sich selbst bereits »in» für zeina Vraysstsellung bajshlande Hei« 

nung gebildet hat. Das spricht der Antragsagexner zu 2) auf Seite 

121 der Broschüre auch aus. Nachdem sr auf den vorkergahenden Sel- 

ten Art, Ausmaß und Auswirkung des Keuıumsuntur kommantars zu den 

Bassegesstzen untersucht und die Zummentarmelnung als axtensiv be- 

zeichnet hat, xomat er insgesamt zu dem Ergebnis: " „.. dann ge- 

winnt Fricks Brief sehr viel mehr an Glaubwürdigkeit „.. ". Dieses 

Ergebnis stellt er dann als Abschluß (Bselte 125) als saine gizens 

Auffassung mit der Beimuptung herausı "In hervorragenden KMada au 

der Ausarbeitung der Würnberger und anderer grundlegender B5-Gaesst- 

zen und ihrer Durchführungsverordnungen beteiligt. Trotzdsm über 

Jahre hinweg der wichtigste Beamte elnes anderen Deutschlands... " 

Das ist keine Frage mehr, kain Abwägen: das ist dan Turit den An- 

tragsgegners zu 2) aus dam von Ihm untersuchten Material. Damit 

stellt er aber dis Dahauptuag auf, die in dem Antrag zu 1) ent- 

     
       

   

   
   

  

    

kalten isti 

Diese Behauptung beinhaltet oine Verletzung der Ehre des Antrag- 

stallers. Es liegt auf dor Hand, daB durch [ — 
RB a Ba De BE a HERART MS ee, 
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äntiragstellars in der Üffentlichkeit in hohsn Maßa harabgessatzt 

wird. Dann der Vorwart der Detalliganzg am Zustandakommen das 

Gesetzes zum Schutzes das Deutschen Blutes und der Deutschen 

Ehre 15t wegen des antisemlitiuschen, nazistischen Gosstzesinhalta 

und der möglichen Indentifinterung dar Weltauschauung dss Ver- 

Zassers mit ülosem Gesetzesinhalt ain basandsrs herusbsetzander.. 

Diu Antregsgegner irren mit Ihrer Ansicht, die beanstandete Be» 

hanptung bedeute daswsgen keilna rechtserhablishs Ehrverletzung 

Gas Antragstellers, weil dieser In irserdeinsr Forma Ja dosh an 

der ES- Kaussagewetrgebung beteiligt gewesen sel. Ihrez Ansicht 

ivt deshalb unrichtig, wall Beteiligung in üleser Form und Ur- 

heberschaft an dem Blutsc hıtzgesetz quantitativ einen erheblichen 

Unterschied 3ausmachen. Hinzu kommt, da5 Art, Ausmaß und Motive» 

tion der Beteiligung des Antragstellers an der Rassengesetzge- 

bung auch nach der Darstellung der Broschüre ungeklärt sind. Es 

sei insoweit zusammenfassend auf den Li -Bericht verwiesen. 

Der Antregsteller hat auch glaubhaft gemacht, das die von dem 

Antragsgegnern aufgestellta und verbreitete Behauptung umwahr 

ist. 

Das erplbt sich zunächst sus dem RE rent. Dr. ug 

war im Jarre 1935 als Ministerialrat in der von Stasssskretär 

Dr. Stuckert geleiteten Abteilung I des RMdI für die Gezetz- 

gebung in dor Judenfrage tätig. Er schisd Anfang 1%3 aus dem 

RMAI auf eigenem Wunsch aus, wurde in November 1% im Zusammen- 

bang nis dan Rreignirsen des 20. Jr11 194 verhaftet und bleib 
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bis Kriougsamäa in Haft. Dar Bi ist seine alällche Aus® 

sage von 2b. Februar iS vor der OCCvWG,. Demmmch ergibk aich, Geh 

an dem Zustandekommen dar Mirnberger Gesstza autor il batslligt 

waren die Staatsackretäro des RMOI Fü ui St um die 

Ministerialräte des MAI A uni m Zorurr Aer Ministerial- 

rat Sommer vom "Arasuwn Haus" in München. In seinen Beknunäungen, die 

sehr detailliert niedergelegt worden sind, ist der Äntragstaller 

alcht erwähnt, Die Kammer hat kaine Bedankea, die Richtigkeit die» 

so Berichtes Über das Zustandekommen der Nürnberger bazrise Anzu- 

heiten. Be: den Bericht unter Biäü gemacht. Es wrtand für 

ihn in Jahre 1M5 keine Voranlaszung, den Antragsteller ung wlne 

etwaige Hitwirkung iu Kürnburg zu versciwigen. Es hätte vielmehr 

näher gelegen, die Mitwirkung aller ihm bekannten Beteiligten zu 

berichten. Die Nichtbetelligung des Antragstellers wird zudem von 

dem seinerzeitigen Ministerialrat Dr. IR in seiner jetzt vor- 

gelegtan eidesstattlb hen Versicherung vom 20. 5. 1961 bestätigt, 

ferner von einen weiteren Beamten des RMI, des Ministerialdiri- 

genten Dr. RES in dessen eidesstattlicher Vomicherung vom 

7. 10. 1961. 

Diese Glaubhaftmachung wird nicht erschütteri durch die bereits 

erwähnten Besprechungen des Kommentars der Rassengssetze, sn dem 

der Antragsteller nitgearbeitet hat (vgl. Seite 93, 96 - 8 der 

Broschlire). Insbesondere die Besprechungen im nichtantlichen Teil 

des Ministerialblattes desMdl und den Kriminallstischen Monntks- 

heften erwähnen den Antragsteller neben SEM «1: maszenlicn 

Ir Erii 
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an dor Babnflung der Runsegasetze bstelliygt. Dom int auch Auf- 

fussung der Kammer kralne besonders Bedsutung beimmmeinsen. Dom der 

Verfasser der Besprechung in den Krunmälstischen Moss tsheften, 

Dr. Ms :n50t Hierzu in seiner eidesstattlichen Yersi- 

cherung vom 11. 30. 1961, er habs den Antregsteller nur deswezen 

als an der Schaffung der Gesetze betsiiigt angesehen, weil er 

chns awiruUsk,iche Erkundigung davon ausgegangen zel, es handele 

sich um ainen Refarenten-Lomsentar. Nur von SE Hete er posi- 

tiv eine solch» Mitarbeit gekennt, das habs er dann von dem Am=- 

tragstellar ebenfalls angenommen, Samit, isk auch dieser Beapre* 

chungs nichts Bestätigendes für Gie Behauptung des Antragsgegnars 

zu 2) zu entnehmen. Die Kammer geht davon aus, daß ähnliches von 

der Besprechung im Hinisterialblatts des RMäI zu halten Ist. 

Da somit der Antragsteller die Unrichtigkelt der von den Antrags 

Esgnern aufgestellten und verbreiteten Behauptung glaubhaft ge- 

macht hat, kommt es auf die Erörterung einer Kochtfestigung gem. 

$ 193 StGB aleht an, 

Bol dem Antrar zu 2) decken sich sein Inhalt und der Inhalt der 

Broschlire nicht. Aus den Ausführungen des Antragsgeeners zu 2) 

auf Seite 259 biz 261 ergibt sich nicht die Behauptung, wie sie 

mit dem Antrag besastandet wird. 

Wohl aber Kußert der Antragsgegner zu 2) dort den Verdacht,der 

Antragsgegner babe die näher beschriebene Rettungsaktion zunichte 

genscht, wie noch ausmufiihren sein wird. 

“ 
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Wenn die Kammer desentspreahend nioht die Auf-stallung einer Be- 

hauptung, sondarı mır die sinern Verdachtas untersagt, so weicht 

„ala zwar von dea gasteliten Antrag ab, bleibt uber nicht hinter deu 

Antreg zurück; ea ist Inscoiara zeine t=ilweise Artragsabwoirung 

erforderlich. Daun imitatmen des 3 935 ZFE 1st die “Xamner fraisr In 

der Gartaltung des auf den Antrag erfolgzenden EKrkenbtolsses, ohne 

dad uedurch der Grundsatz der Bindung an einen bestimmten Antrag 

des 5 Jvo ZU aufgehoben wärs. 

In seluen Untersuchungen unter der Überschrift "Merten „... Eichnszu 

... xx) n bringt der Antraps"igner 2u 2, dem Antragsteller in 

Verdacht, der den Gegenstanc „ws Antrages zu 2) bildet. Das er- 

reicht der Antragsgegner zu 2,, In dem er die diesbezüglichen An- 

gaben mehrfach wiederholt, wobei er nir eimwel die usgendarstellung 

des Antragsteilers einfügt, diese wiederic@ rikt er dadurch in das 

Licht der Unzlaulwürdigseit, da) ar elzen an sicn nebsnsächlichen 

Punkt - den Anruf oines Kollegen aus ürlechenland = herausgreift. 

Dis dazu erfolgendse eigene DBtellungnaime des Antrsugsgegner zu 2) 

(Seite 259):" Dr. GE petoat also ... raunt aber ein ...” weckt 

in dem äurchschnittlichen Leser, der über keine sonstige Infor» 

metionsquclie zu diesen Vorganz verfügt, den Zweifel, an den An- 

gaben des Dr. Va :uats doch etwas Richtiges sein. Dieser Ein- 

druck wird verstärkt durch die BHitteillungı % Eichmann verweigert 

die Aussage" nach einer Notiz der "Frankfurter Rundschau", ohne 

daB der Antragsg guer zu 2) dazu mitteilt, dab diese Ausssgever- 

weigerung Eichmanns aus rein prozressualen, taktischen Gründen er- 

folgte, und ohne daß or weiter mitteilt, de3 Eichmenn in seiner 

ersten Vernehmung und 2usdrücklich durch seinen Verteidiger erklär 
4, A = I . ya j 
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bat, sykenne den Antregsteller nicht. 

An den Schluß seinar Intsrauchungen stelit der Äntregsgegner zu 2) 

dan: dan knappen lapidaren Satzı " Zu guter Lstzt las man in der 

Tagespresse, die Steatsanwaltschaft Bonn habau das Verfahren gegen 

Dr. CHEM sinsesteiit." Hisrduren bleict für den Verdacht, 

Anschuldlguneren träfsn dennoch zu, sin weiter Raum. Denn der Leser 

kann sannahmen, die Einstellung sel lediglich aus formal-en Oründea 

(otwa Atrafverfolgungsverjährung) oder mangels masıwwisberem Tat- 

verdachts erfolgt. Dieser bestahenbleibends Verdacht beruht suf 

der durch Weglassungen verzerrendon Daralaliung durch den Antregs- 

gegner zu 2). Denn wenn er seine isser Überhaupt noch über die Vor- 

würfe informieren wollte, 30 muäte er den Inhalt der Einstellungsr 

verfügung von.23. 5.1961 in E Js 78/61 StA Bonn in ausführlicher 

Form bringen. Denn dort ist eis Ergebnis einer genauen Prüfung im 

Ermittlungsverfahren gegen den Antragsteller eingehend dargslegt 

worden, daß dle Anschuldigungen LE nicht zutreffen, und daß 

x > als in hohen Made unglaubwürdig anzusehen ist. Der Antragsı- 

gegner zu 2) wäre in der Lage gewesan, den Inhalt der Einstellungs- 

verfügung in ssine Broschüre aufzunehmen, da diese Verfügung vos 

der Justirpressestelle des erksnnenden Gerichts bekanntgerahen 

and in der Tagsspresse eingehend besprochen worden ist. 

Es bedarf keiner näheren Darlegung, daß der den Gegenstand des 

Antragos zu 2) bildende Vorwurf wegen der Ungeheuerlichkeit seines 

Inhaltes für den Antragsteller die denkbar schwerste Ehrverletzung 

darstellt. 
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Durch das erwähnte Ersmsittlungsverfähren ist aber such e rwlasen, 

daß die von den AÄntragsgsgnern verursschte und verbreiteis Ve» 

dächtigung unzutreffend ist. 

Also auch zu diessex Antrag bedarf 05 kelner Prüfung nach 5 193 rap 

Hinsichtlich des Gegenstandes inlder Anträgs besteht dis 9elahr 

der Wledertclung, rechtiich eine der Vvru,ssetzuigen des Unterm 

lassungsenspruches. Denn Ale Dehsupturg und Verdichiligung in ser 

von den Autragsgegnern verfaäten und verlegien Broschüre werden 

“autsprechsad den Zwack der Broschlire in ihrer fortlaufenden Ver- 

breitung ständig wiederholt. 

Lie inirsgsgegner haben durch ihre Dereitwilligkeit, die Ein- 

stellungsverfügung der Staatss-nweltschaft eingehender nitzuteilen 

(vgi. ihr schriftsatz vom 7. 11. 1961) die Wiederholungsgefahr für 

| den Antrag zu 2) nicht ausgeräunt. Denn äbzesehen davon, daß ihr 

Vorschiag zu eng gefaßt ist, erkennen sie äen Anspruch des Au- 

| tragsteliers nur bedingt an, namlich chne Ansrkennung ihrer dies- 

| Berisiicheh Bechtaterstiichtung: Daa fat aber veren der. Innevone A 

nanden Unverbindlichkeit zu wenig. An üle Beseitigung einer ein- 

mal gesetzten Wiederholungsgefahr alnd strengs Anforderungen zu 

Stellen, hierzu ist in aller Regel das bedingungslose Ansrkenatais 

zu fordern. Die Antragsgegner haben aber dennoch Abweisungsantreg 

gestellt. 

Die Kostenentscheidung beruht auf 55 91, 100 Abs. 5 ZPO in Verb. 

| 5 So BOB, 
er Gegenstandsvert: 10.000,-- DM, 

| gez.tı Loose Krah Blass 
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